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/ k t i s L a n i s M e i n m ^ c n  i i b e z  i i c  ^ m i s c h l a n b ^ z a Q C

Ungeschminkte Berichte über eine bittere Wahrheit

Eindrücke aus Auslandsreisen

D er Begriff „Deutsche Frage" 
wird heute im allgem einen als 

„Frage der W iedervereinigung" 
verstanden. W as aber mit der 
W iedervereinigung eigentlich ge
meint sei, darüber besteht schon 
weniger Klarheit, ganz zu schwei
gen von der Basis, dem Ausgangs
punkt, dem angestrebten menschli
chen, sozialen und politischen Ziel.

„Deutsche Frage" heißt für uns 
selbst und für die W elt natürlich 
mehr: endgültige Festsetzung der 
Grenzen und ihre politischen, so
zialen und wirtschaftlichen Auswir
kungen, Sicherung eines guten Zu
sammenlebens mit den Nachbarvöl
kern und allen Staaten auf allen 
Seiten, Einordnung in die in terna
tionale Ordnung ohne Störung des 
Weltgleichgewichts, Befriedigung 
der wirtschaftlichen Lebensbedürf
nisse, Eingliederung der wirtschaft
lichen Potenz ohne Störung der 
W eltwirtschaft, Nutzung der w irt
schaftlichen Reserven für die W elt, 
Schaffung einer ruhigen Zone poli
tischer Sicherheit und geistiger 
Freiheit ohne Erstickung aktiver 
Impulse und die Verwirklichung 
eines Mindestmaßes an sozialer 
Gerechtigkeit.

„Deutsche Frage" in der Deutung 
böswilliger Politiker und Schrift
steller heißt aber auch noch immer 
Sicherung der W elt vor Deutsch
land und den Deutschen, endgül
tige Beseitigung des deutschen 
Störungsherdes.

iV«r ein  Teilproblem
Die „Welt", die sich für die 

deutsche Frage im einen oder an
deren Sinne interessieren könnte, 
gibt es als Einheit nicht. Es gibt

viele Länder, Personen, Kräfte
gruppen, Richtungen in der W elt, 
von denen aus die deutsche Frage 
jeweils anders aussieht. W as man 
freilich in Deutschland begreifen 
sollte, ist, daß für fast keine dieser 
Gruppen die deutsche Frage von 
zentraler Gegenwartsbedeütung ist. 
Auch Kreise in der „Welt", die 
wissen, daß man der Frage nicht 
ausweichen kann, w ären glückli
cher, wenn sie nicht nach einer Lö
sung zu suchen hätten. Es handelt 
sich für unendlich viele Personen 
um eine leidige, lästige Angele
genheit. W ir tä ten  also gut daran, 
die Auseinandersetzung mit der 
deutschen Frage der „Welt" nicht 
noch mehr zu verleiden, sondern 
uns bewußt zu bleiben, daß wir 
auch für unsere Freunde nur ein 
Teilproblem, oft nur ein Randpro
blem, darstellen. Es gibt ohnedies 
kaum noch Großmächte, jedenfalls 
sind w ir keine Großmacht. Man 
konnte im Kriege und am Kriegs
ende Stimmen aus W esteuropa und 
Nordam erika hören, die den A lb
druck der deutschen Frage endlich 
loswerden wollten. Laßt sie den 
Russen, dann sind wir sie los! 
Viele Gründe der Einsicht, der 
Voraussicht, der Erinnerung, der 
Menschlichkeit mögen bei der Re
vision dieser Auffassung mitge
spielt haben. Der entscheidende 
und unausweidiliche Grund war 
wohl doch die Tatsache der Entfer
nungsverkürzung durch die moder
ne Fernartillerie (Bomber oder Ra
keten). Man beschäftigte sich bald 
mehr, als einem lieb war, mit 
Deutschland, weil es entweder Gla
cis oder Vorpostengelände war.

T aylor: ein  extrem er F all
Es gibt Literaten, die oft über 

großen publizistischen Einfluß ver
fügen und die diese Revision bis 
heute nicht mitgemacht haben. Am 
klarsten ist das aus den Ä ußerun
gen des Oxforder Historikers A.J.P. 
Taylor abzulesen. Er hat z. B. eine 
Rezension des Deutschlandbuches 
von Edmond Verm eil (Universität 
Paris) veröffentlicht (in "New Sta- 
tesm an and Nation", 6. 10. 1956), 
in der es heißt: „Wir haben eine 
zu starke Dosis Deutschland ein
genommen und kriegen noch mehr 
davon einfach nicht hinunter: 
Kaiserdeutschland, W eimardeutsch
land, Hitlerdeutschland, böses 
Deutschland, gutes Deutschland, re
volutionäres Deutschland, faschisti
sches Deutschland, die Rettung 
Deutschlands, die Zerstörung 
Deutschlands. Je tzt ist es endlich 
vorbei damit . . . Professor V er
meil hat sich solange mit denDeut- 
schen beschäftigt, daß er jetzt 
selbst wie ein Deutscher schreibt. 
Die Sätze' sind lang und kompli
ziert, die Gedankenführung ist un
durchsichtig . . .  Die Deutschen ha
ben uns viele Schmerzen bereitet, 
dazu auch noch die Pflicht, die Bü
cher Professor Vermeils lesen zu 
müssen . . . Der beste Rat, den 
man jedermann, auch den Deut
schen selbst, geben kann, lautet 
einfach: W ende keinen Gedanken 
für die Deutschen auf! Tue so, als 
existierten sie überhaupt n ich t. . .  
Das „deutsche Jahrhundert" war 
nur ein wüster Traum".

Taylor ist ein extrem er Fall. 
Aber auch einer der Deutschland- 
Interpreten in der Labour Party, 
der Abgeordnete Crossmann, hat 
mit Genugtuung festgestellt, daß

A lle in  d er A bteilu ng  „Zeitgespräch“ veröffentlichten B eiträge sind fr e ie  M einungsäußerungen von P er
sönlichkeiten aus W irtschaft und P o litik  und von  in- und ausländischen M itarbeitern . S ie en thalten  keine 
Stellungnahm e der R edaktion  und sind keine offiziösen Ä ußerungen d er herausgebenden Institu tionen.
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Deutschland zu einem „neuen Bel
gien" an politischer Bedeutung und 
an Neigung zu A benteuern gewor
den sei. Endlich herrsche Ruhe. 
Man beschäftige sidi in Deutsch
land (Westdeutschland) mit dem 
Geldverdienen. Insgeheim denken 
viele Politiker und einfache Bür
ger in Frankreich, Belgien, den 
Niederlanden, in Großbritannien, 
Skandinavien, der Schweiz, audi in 
anderen Ländern ebenso. Hans 
Zehrer sdirieb in der Hamburger 
Zeitung „Die W elt" am 9. 11. 1957 
mit Recht, der „Kalte Krieg" habe 
die Wechsel, die das deutsche Volk 
auf die Geschichte gezogen habe, 
nur prolongiert, aber nicht zerris
sen. Sie' können auch vom „We
sten" noch einmal präsentiert w er
den! Viele Kreise im „Westen" 
wünschen einen starken deutschen 
Verbündeten, der aber keine eige
nen Fragen, auch keine „deutsdien 
Fragen", aufwirft. Andere Kreise 
halten das nicht für möglich und 
wünschen deshalb keine w irklidie 
Stärke ihres Verbündeten. Diese 
beiden Gruppen sind sich darin 
einig, daß man die Finger von 
einer sogenannten „Deutschen Fra
ge" lassen solle.

D ie Vielschichtigkeit 
d er W eltm einung

Es wäre Illusion, wenn man aus 
der allgemeinen Höflichkeit in der 
westlichen W elt auf andere 
Schlüsse käme. Es wäre gefährlich, 
wenn man die Entlarvung dieser 
Illusion als Vergehen brandmarken 
wollte, statt sie als notwendige 
Klärung der eigenen Erkenntnisse 
zu nutzen. Die Zerstörung von Il
lusionen ändert nichts an der da
neben vorhandenen Realität, daß 
auch im „Westen" viele Menschen 
volles Verständnis für die „Deut
sche Frage" im begrenzten Sinne 
der W iedervereinigung, manche 
auch Kenntnis und Sympathie für 
die umfassendere „Deutsche Frage“ 
hegen.

Im „Osten" aber hat man die 
Wechsel nicht einmal prolongiert. 
Zehrer hat in jenem Aufsatz rich
tig darauf hingewiesen, daß noch 
nicht allzuviel für ein Zuschütten 
der Gräben getan worden ist, die 
sich 1945 im Osten auftaten. Polen, 
Tschechen, auch Ungarn und Jugo
slawen empfinden Unbehagen, so

gar Sorge, wenn noch immer von 
einer „Deutschen Frage" die Rede 
ist. Auch in Rumänien und selbst 
in Österreich hat man Verständnis 
für diese Empfindungen. W enn 
man schon eine „Deutsche Frage" 
wahrhaben will, dann sieht man 
sie nur im Zusammenhang mit der 
eigenen Sicherheit, der eigenen 
Freiheit, dem eigenen W ohlstand. 
Es ist die Frage, ob auch die Deut
schen ihre „Frage" immer an die
sen Wünschen der Nachbarn orien
tieren.

Die Sowjetunion kann es sich 
leisten, die „Deutsche Frage" an 
sich wenig interessant zu finden, 
weil sie die Sorgen der Polen. 
Tschechen oder anderen Völker 
zwischen ihrer W estgrenze und 
den Deutschen nicht zu teilen 
braucht. Sie kann deshalb mit der 
„Deutschen Frage" nach eigenem 
Bedarf operieren. Sie kann sie stel
len oder fallen lassen, umformulie
ren oder eingrenzen. Sie besitzt 
gegenwärtig das Monopol der amt
lichen Beziehungen zur Bundes
republik Deutschland gegenüber 
ihren eigenen Verbündeten, kann 
daher stets überschauen, wo sie am 
besten einsetzt. Die Völker der 
Sowjetunion freilich haben in ih
ren einzelnen V ertretern oft ein 
sehr waches V erständnis für die 
„Deutsche Frage"; die W iederver
einigungsfrage, die umfassendere 
Frage und auch die Frage der eige
nen Sicherung vor Deutschland. 
Ihre Menschen denken wie die 
Tschechen oder die Polen, daß man 
die „Deutsche Frage" nicht gegen 
die östliche W elt zu lösen versu
chen solle.

In Südeuropa beginnt ein Be
reich (schon in Spanien, Italien, 
Griechenland und selbst in Bulga
rien), wo man aus größerer Ent
fernung auf Deutschland sehen 
kann. Dieser Bereich umfaßt Afri
ka, Lateinamerika und große Teile 
des südlichen und östlichen Asien. 
Man fühlt sich selbst weniger stark 
engagiert. Man hat Verständnis 
dafür, wie die Deutschen ihre 
„Deutsche Frage" aufwerfen. Man 
würde sich freilich auch nicht allzu 
scharf getroffen fühlen, wenn die 
„DeutscheFrage" ganz verstummte. 
Man ist mit vielen Fragen beschäf
tigt, die „Deutsche Frage" liegt

oft fern. Immerhin te ilt man die 
Sorgen, die in Ost und W est ent- 
steheri, weniger. Man ist zu einer 
guten Lösung bereit. Freilich 
dürfte die Lösung nicht einen Zu
sammenbruch der mühselig repa
rierten  W eltordnung voraussetzen.

Schließlich gibt es Menschen und 
Völker, die mit Leidenschaft eine 
Lösung der „Deutschen Frage" 
herbeiwünschen, weil sie ihre 
eigene Frage in engem Zusammen
hang mit der „Deutschen Frage" 
sehen. Sie sind verzweifelt, wenn 
man in Deutschland die Frage nicht 
stetig und laut so stellt, wie sie 
nach ihrer Meinung gestellt wer
den müßte. Sie träum en von einem 
Deutschland, das es vielleicht gar 
nicht gibt. Jedenfalls wünschen sie 
ein starkes Deutschland (wobei sie 
die Einordnung in die W elt und 
die Zuordnung zu den Nachbarn 
wenig interessiert), das der Ver
bündete ihrer eigenen Sorgen w er
den sollte. Menschen dieser Denk
weise leben nicht nur in Ägypten 
und in Syrien, sondern in sehr vie
len Staaten der Welt.

G ibt es eine deutsche A n tw ort?
Die W elt reagiert also vielschich

tig und mit wechselndem Interesse 
auf die „Deutsche Frage". Es ist 
sehr schwierig, eine deutsche Ant
wort auf diese Reaktion zu emp
fehlen. Man kann vorschlagen, daß 
Deutschland sich zu einem der in 
der W elt vertretenen Standpunkte 
selbst bekennen solle. Dann wäre 
im besten Fall ein V iertel der 
„Welt" an einer Lösung interes
siert. M an kann Vielseitigkeit 
Vorschlägen, sie würde dann als 
Doppelzüngigkeit gewertet. Man 
kann Abstinenz von jeder Tätig
keit und Verzicht auf allen Eifer 
für zweckmäßig erklären, das wür
de aber leicht als Abdankung und 
Bereitschaft zum Selbstmord emp
funden. Oder man kann sprunghaft 
geschäftig sein und überall Porzel
lan zerschlagen.

Man kann auch den unendlich 
langen und m ühseligen W eg ein
schlagen, an dessen Ziel die Lö
sung der „Deutschen Frage" zusam
menfällt mit der Lösung von Fra
gen, an denen alle Völker inter
essiert sind. Dieser W eg der Ge
duld fordert zunächst den Verzicht 
auf diejenigen Illusionen, die eine
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Versuchung zu Kurzschlußhandlun
gen herbeiführen können. Er erfor
dert außerdem ein Reifen bei uns 
selbst. Vielleicht sind wir weniger 
weit von Taylors Ansichten ent
fernt, als es sein b itterer Sarkas
mus wahrhaben will. W enn er un
serer überdrüssig geworden ist, 
weshalb verw endet er dann soviel 
Zeit auf die Formulierung gehässi
ger Sätze über uns? Er hat recht, 
wenn er sagt; „Es ist uns nicht ge
glückt, die Deutschen umzuerzie
hen. Vielleicht kommen sie eines 
Tages zur Vernunft". Das Deutsch
land, das er wünscht, das weder 
anderen noch sich selbst ein „Pro
blem" ist, dieses Deutschland wün
schen auch wir. Der deutsche Kauf
mann bemüht sich besonders dar

um, der deutsche A rbeiter oder in
dustrielle Unternehmer, Reeder 
und Techniker auch — hoffentlich 
möglichst viele — Menschen in der 
deutschen Wirtschaft, im deutschen 
Geistesleben und in der deutschen 
Politik.

W enn wir uns dazu entschließen, 
den langen W eg einzuschlagen, ge
w innen wir vor allem Zeit, erst 
einmal selbst zu überlegen, worin 
eigentlich die „Deutsche Frage" 
besteht. An diese Arbeit sollten 
w ir unverzüglich, gehen. W enn wir 
sie ausführen, werden wir selbst 
es leichter haben, und wir werden 
für die W elt dann vielleicht ange
nehm ere und willkommenere, nicht 
nur nützliche und zeitweise nötige, 
Partner sein können. (fer)

ENGLAND: Entfremdung zwisdien Ost und West vermeiden!

London, den 9. 12. 1957 
Jn England glaubt niemand, daß 
die Deutschlandfrage zu jenen be
quemen Problemen gehört, die sich 
durch die bei Diplomaten und Ad
ministratoren gleichermaßen be
liebte M ethode des Liegenlassens 
erledigen. Aber wenn sie durch 
irgendeinen Zufall einmal das In
teresse der Öffentlichkeit erweckt, 
wendet sich dieses gewöhnlich 
schnell anderen Tagesfragen zu. 
Im M ittelpunkt d er  Spannungen  

ü b er ihre fundamentale w elt
politische Bedeutung herrscht auch 
bei englisdien Politikern kein 
Zweifel. Dieser Tage erst sprach 
G. Kennan, früher amerikanischer 
Botschafter in M oskau und jetzt 
Professor der Geschichte am welt
bekannten Institut für fortgeschrit
tene Studien in Princeton, in einer 
tiefschürfenden V ortragsreihe im 
britischen Rundfunk die Meinung 
aus, daß die Deutschlandfrage noch 
immer im M ittelpunkt der W elt
spannungen steht und daß es kei

nen größeren Beitrag zum W elt
frieden gibt als die Überwindung 
des Stillstands in dieser Frage. 
Kennans Vortrag wurde viel zitiert, 
stark beachtet, aber kaum kom
mentiert; denn wenn seine Beweis
führung auch folgerichtig und seine 
W arnung vor der Unhaltbarkeit 
der gegenwärtigen labilen Situa
tion in Osteuropa durchaus berech
tig t sein mag, so sagt den Englän
dern ihr Realitätssinn, daß im 
Augenblick durch ein Aufgreifen 
der auf alle Fälle heiklen Deutsch
landfrage nichts gewonnen werden 
kann. Der Ost-West-Konflikt geht 
durch eine Phase der Konsolidie
rung der einander gegenüb erstehen
den Militärblöcke, der Verhärtung 
der Fronten und Meinungen. Ein 
schlummerndes Problem ungezwun
genermaßen aufzugreifen, wenn 
die sowjetische Außenpolitik sich 
mit heller Freude auf jede propa
gandistisch auswertbare Streitfrage 
stürzt, erscheint vielen Engländern 
als eine unnötige Belastung.

Da die Bundesregierung Eng
lands A lliierter im A tlantikpakt ist, 
unterstützt die britische Regierung, 
wie auch amtliche Sprecher bei 
passender Gelegenheit ausgespro
chen haben, das deutsche V erlan
gen nach W iedervereinigung. Als 
A lliierter wird die Bundesrepublik 
in England mitunter kritisiert — 
vor allem wegen des schleppenden 
Tempos des Aufbaus der Bundes
wehr und der daraus folgenden In
anspruchnahme britischen M ilitär
personals, das im Zivilleben da
heim nützlichere Beschäftigung fin
den könnte, und wegen der nach 
englischer Ansicht allzu hartnäcki
gen Verhandlungsführung in finan
ziellen Fragen und der aus ihrer 
Gläubigerposition herrührenden 
Gefahren für die Sterlingwährung. 
H ätte die Bundesregierüng hier 
schneller und goßzügiger handeln 
können, so hätte dies sicherlich 
einen guten Eindruck auf die öf
fentliche Meinung in England ge
macht. Aber niemand denkt daran, 
der Bundesregierung Vorschriften 
über ihre Außenpolitik zu machen, 
und der Wunsch nach W iederver
einigung „in Frieden und Freiheit" 
ist zu natürlich, als daß er nicht 
auch in England Verständnis fände.

D ie H altung des Ostblocks
Das Haupthindernis gegen seine 

Verwirklichung ist natürlich die 
W eigerung der Sowjetregierung, 
irgendeinen Beitrag zu einer für 
beide .Seiten annehmbaren Lösung 
der Deutschlandfrage zu leisten. 
London sieht in den verschiedenen 
„Vorsdilägen" aus Moskau und 
Pankow nichts w eiter als Propa
gandamanöver mit dem Zweck, im 
W esten und besonders in Deutsch
land Uneinigkeit zu stiften und be
zweifelt, daß die Russen ernsthaft 
auch nur zu geringen Konzessionen 
in der Deutschlandfrage bereit 
sind. Ein anderes Hindernis ist zur

Britisches V erständnis

YEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE H A MB U RG E R  GI ROBANK
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Zeit noch die Haltung der ost
europäischen Satelliten der So
wjetunion, deren M ißtrauen gegen 
ihren potentiell mächtigen westli
chen Nachbarn der Kreml Wachzu
halten bestrebt ist. Ein Versuch, 
die Deutschlandfrage zu lösen, 
ohne gleichzeitig Deutschlands 
Stellung in Europa zu präzisieren 
und sein Verhältnis zu den Ost- 
sateliiten zu klären, würde be
stimmt scheitern und nur neuen 
Argwohn erregen.
A brüstung u nd W iederverein igung  

Sollte die Deutschlandfrage dann 
also im Rahmen eines Friedensver
trags für ganz Europa gelöst w er
den? Auch darüber u rteilt man in 
England skeptisch. Konferenzen 
mit globaler oder kontinentaler 
Zielsetzung „auf höchster Ebene" 
lösen, wie die Erfahrung von Jalta, 
Potsdam und Genf zeigt, keine 
Probleme, sondern werfen nur neue 
auf. In der Nachkriegszeit hat sich 
die viel Geduld und Kleinarbeit er
fordernde Inangriffnahme von 
Teilproblemen auf normalem diplo
matischem W ege als vorteilhafter 
und ergebnisreicher erwiesen. Von 
solchen begrenzten Fragen Ist die

der atom aren Ausrüstung der kon
tinentalen NATO-Streitkräfte zur 

, Zeit akut. Und man glaubt in Lon
don, daß sich hier vielleicht eine 
Gelegenheit für eine Demonstra
tion westlicher V erhandlungsbereit
schaft mit Aussicht auf praktische 
Resultate bietet, bei der Deutsch
land durdi freiwillige Selbstbe
schränkung zu einer begrenzten 
Verständigung auf dem W ege der 
schrittweisen parallelen Abrüstung, 
der bisher noch am ehesten er
folgversprechend ist, beitragen und 
damit gleichzeitig eine günstigere 
Atmosphäre für eine Bereinigung 
der Deutschlandfrage schaffen 
könnte. Indessen weiß man in 
England sehr wohl, wie verhäng
nisvoll es wäre, wenn die politi
sche Apathie, das Gefühl des V er
lassenseins, das westliche Reisen
de in Europa vorfinden, sich w eiter 
ausdehnt. Eine Entfremdung zwi
schen Ost- und W esteuropa muß 
vermieden werden, und die Bun
desrepublik kann auch hier durch 
W achhalten der Beziehungen und 
des Zusammengehörigkeitsgefühls 
mit der Bevölkerung M itteldeutsdi- 
lands einen Beitrag leisten. (A.)

FRANKREICH: Sympathie ohne VordringHchkeit

Paris, den 10. 12. 1957

J n  der ersten Nachkriegsperiode 
zeigte die französische Öffentlich
keit wenig V erständnis für die 
deutsche Einheit und erblickte in 
der Zweiteilung des Nachbarn ein 
nicht geringes Beruhigungsele
ment. Selbst diejenigen politischen 
Kreise, die sich offiziell für die 
deutsche W iedervereinigung ein- 
setzen mußten, w aren in ihrem In
nern einer ähnlichen Reaktion aus
gesetzt. Inzwischen haben sich je 
doch die V erhältnisse nicht wenig 
geändert.

W iederverein igung
u n d Europäische G emeinschaft
Die sdirittweise Verwandlung 

Deutschlands aus einem gefürchte
ten Feind über einen gerade gedul
deten Partner zum echten Bundes
genossen konnte nicht ohne Rück
wirkung auf die französische Ein
stellung zur deutschen W iederver
einigung bleiben. Hierzu kommt 
die Erkenntnis der politischen Not

wendigkeit einer Regelung der 
Deutschlandfrage. Solange das 
Nachbarland gespalten ist, kann 
Europa nicht zur Ruhe kommen, 
besteht keine Hoffnung auf eine 
echte Entspannung zwischen Ost 
und W est, worüber man sich in 
Frankreich unbedingt im klaren ist. 
Schließlich setzt sich auch das Ge
fühl der europäischen Solidarität 
über den engeren politischen Kreis 
hinaus durch. Nach Verwirklichung 
des Gemeinsamen M arktes betrach
tet man eine gemeinsame europäi
sche Außenpolitik mehr und mehr 
nicht nur als wünschenswert, son
dern auch als unumgänglich. In der 
Algerienfrage ist es die französi
sche These, daß die über eine Al
lianz mit Frankreich verbundenen 
Länder seine Lebensinteressen an
erkennen und verteidigen müssen. 
Dies verpflichtet Frankreich zu 
gleichartiger Unterstützung der 
Bundesrepublik in der Frage der 
W iederherstellung der deutschen 
Einheit. In der öffentlichen Mei

nung des Landes setzt sich deshalb 
Immer mehr die Überzeugung 
durch, daß die deutsche W ieder
vereinigung zu den wichtigsten 
außenpolitischen Zielen der euro
päischen Gemeinschaft gehört.

N ur sollte man die konkrete 
Tragweite dieser Einstellung nicht 
überschätzen. Sie ist vorwiegend 
theoretisch erfreulich und bedeu
tend, stellt aber einen Wechsel auf 
eine unbestimmte und nach Ansicht 
des A usstellers ziemlich ferne Zu
kunft dar. Der Nachbar fällt kei
neswegs lästig, wenn er immer 
wieder von seiner Einheit spricht, 
man versteht durchaus seine patrio
tische Unruhe, nur hält man es für 
angebracht, die Deutschlandfrage 
im weltpolitischen Rahmen vorläu
fig nicht als aktuell zu betrachten.

D ie A ktion  
den M öglichkeiten anpassen!

Die eigenen Sorgen laufen in 
völlig anderer Richtung, die An
ziehungspunkte der W eltpolitik 
liegen nicht auf der deutschen 
Trennungslinie. Der Durchschnitts
franzose beabsichtigt nicht, die in
nere Dringlichkeit der deutschen 
W iedervereinigung in Frage zu 
stellen, er dürfte persönlich sogar 
jederzeit gewillt Sein, ih r die vom 
Nachbarn gewünschte unbedingte 
Priorität zu geben, nur empfindet er 
es als realistisch vernünftig, die po
litische A ktion den jeweiligen in
ternationalen Gegebenheiten und 
Möglichkeiten anzupassen. Er ist 
davon überzeugt, daß sich die 
deutsche Einheit bis auf weiteres 
nur durch den Verzicht der Bun
desrepublik auf die demokratische 
Freiheit verwirklichen läßt und 
dieser Preis w eder von Deutsch
land noch von Europa gezahlt w er
den kann. Frankreich behält sich 
übrigens das Recht vor, die Bedin
gungen für die deutsche W ieder
vereinigung genau zu beurteilen 
und sie nur dann zu billigen, wenn 
sie den europäischen Gemein
schaftsinteressen entsprechen. H ier
in sieht man die' deutsche Gegen
leistung für die europäische Soli
darität. Von einer kleinen, pro
kommunistischen M inderheit abge
sehen, lehnt die französische Öf
fentlichkeit gegenwärtig allgemein 
eine militärische N eutralisierung 
Deutschlands ab, hauptsächlich, 
weil man hierin einen gefährlichen
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Ausgangspunkt für die politische 
N eutralisierung und die anschlie
ßende Sowjetisierung sieht. Das 
Nachbarland soll unbedingt seinen 
Platz in der Europäischen Gemein
schaft finden, besonders, da ohne 
Deutschland der europäisdie Auf
bau zusammenbrechen müßte.

D ie deutsche 
„V olksso lidaritä t“ feh lt!

Nach Ablehnung der N eutralisie
rung liegt die Entscheidung für die 
deutsche W iedervereinigung in 
Moskau. Man sieht nicht, was der 
W esten für Deutschland tun könn
te, solange die Sowjetunion ganz 
offensichtlich auf ihre ehemalige 
Besatzungszone nicht verzichten 
will. Ergänzend stellt man sich die 
Frage, ob vom Durchschnittsdeut
schen die W iedervereinigung zur 
Zeit tatsächlich als nationales Le
bensinteresse empfunden w ird und 
ob die politischen Beteuerungen 
nicht doch red it oberflächlich sind, 
ohne, wenn man sich so ausdrük- 
ken darf, die Volksseele zu ergrei
fen. Von Frankreich darf man für 
die Deutschlandfrage nicht mehr 
erw arten als von der deutschen 
öffentlichen Meinung. Die Franzo
sen können nur mitziehen, sie 
brauchen, um politisch mobilisiert 
zu werden, eine überzeugende 
Triebkraft, die allein von der Bun
desrepublik auszugehen vermag. 
Der wirtschaftliche Aufstieg W est
deutschlands, die durch die letzten 
Bundestagswahlen klar zum Aus
druck gekommene sehr w eitgehen
de Zufriedenheit, das im Ausland 
ebenso deutlich fühlbare egoisti
sche' Streben nach Verbesserung 
des individuellen W ohlstandes sind 
nicht geeignet, jenseits des Rheins 
die europäisch-solidarische Sorge 
um die deutsche W iedervereini
gung wachzuhalten.

Auch psychologisch liegt dem
nach die Initiative für die Deutsch
landfrage, für die geeignete Mobi
lisierung der Öffentlichkeit der 
freien W elt in der Bundesrepublik 
selbst, ja  sogar bei jedem Bundes
bürger. Nichts wäre heute oder 
morgen ungeeigneter als nationa
ler Pathos oder gar nationalisti
scher Paukenschlag, niemand hat 
in Frankreich die geringste Lust, 
für die deutsche W iedervereini
gung Krieg zu führen oder durch 
diese Angelegenheit die internatio
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nale' Spannung w eiter verschärfen 
zu lassen. Allein eine Politik, die 
bewußt der größeren europäischen 
Befriedung zustrebt, besitzt Aus
sicht auf aktive französische Unter
stützung. ln  diesem Sinne würde 
das M inisterium für Gesamtdeut
sche Fragen gut daran tun, auf alle 
nationalen Extratouren, wie sie in 
der Vergangenheit nicht selten w a
ren, zu verzichten, sich auf die 
deutsche Einheit allein zu konzen
trieren und keine Kredite zu ver
teilen für heikle Nebenfragen, wie 
z. B. das Schicksal der deutschen 
M inderheit in Südtirol. Sehr emp
findlich reagiert die französische 
Öffentlichkeit ferner auf die V er
bindung der deutschen W iederver
einigung mit der V eränderung der 
jetzigen deutschen Ostgrenzen. 
Ohne darüber entscheiden zu wol
len, ob die Oder-Neiße-Linie be
rechtigt ist, hält sie der Durch
schnittsfranzose für unabänderlich. 
So sehr man in  Frankreich bereit 
ist, für die deutsche W iederver
einigung, sobald es sich lohnt, mit 
dem entsprechenden Nachdruck

einzutreten, so gering ist die Lust, 
die Bundesrepublik für eine Verän
derung der Oder-Neiße-Linie zu 
unterstützen. Vorläufig wird der 
gesamte' Fragenkomplex weniger 
politisch als menschlich gesehen. 
Nichts würde das französische In
teresse für die Deutschlandfrage 
besser wachhalten als eine echte 
und im Grunde genommen bisher 
vermißte Volkssolidarität, d. h. die' 
Bereitschaft jedes Bürgers der 
freien und wirtschaftlich glück
lichen Bundesrepublik für seinen 
Bruder jenseits des eisernen Vor
hanges zumindest m aterielle Opfer 
zu bringen. In der politischen Ak
tion sieht man bis auf weiteres 
eine unverbindliche Theorie, durch 
die Volkssolidarität könnten, stets 
nach französischer Ansicht, die 
Deutschen beweisen, daß sie es in
dividuell mit der W iedervereini
gung ihres Landes ernst meinen. 
Ihre eigenen Opfer w ürden dann 
die! europäischen Partner mehr als 
moralisch verpflichten, die Sorge um 
die Menschen im Osten in ihr eige
nes Dasein einzugliedem. (fr.)
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SCHWEIZ: Ein echtes, aber nidit aktuelles Friedensproblem

Zürich, den 8. 12. 1957 
J ) a s  weltpolitische Spannungsfeld 
hat sich nach dem Kriege auf we
nige hundert Kilometer an die 
Schweizer Grenze herangeschoben, 
und die Grenze nach dem Osten ist 
durch die N eutralisierung Ö ster
reichs vollständig ungedeckt. Die 
immer wieder proklam ierte politi
sche un^ militärische N eutralität 
der Schweiz ist natürlich nicht von 
einer Gesinnungsneutralität beglei
tet. Im Gegenteil: die Schweiz ge
hört zu der freien Welt!

„D as deutsche Schicksal
nicht d er UNO anvertrau en!“
Aus dieser Grundeinstellung war 

und bleibt die Schweiz auf das 
stärkste daran interessiert, daß 
ihre nördliche Grenze an den Be
reich der NATO anstößt, ö ffen t
liche Meinung und Presse haben 
daher in den ganzen letzten Jah 
ren so gut wie einmütig Aden
auers Politik der Integrierung der 
Bundesrepublik in  die westliche 
M ächtegruppe bejaht. Die ver
schiedenen Alternativprogramme 
der sozialdemokratischen und libe
ralen Opposition in Deutschland 
stießen in der Schweiz auf Ableh
nung oder erregten zum mindesten 
Mißbehagen. Selbst bei den 
Schweizer Sozialdemokraten trat 
die parteipolitische Solidarität mit 
den deutschen Parteifreunden hin
ter den außenpolitischen Überle
gungen zurück. Eine N eutralisie
rung Gesamtdeutschlands, etwa 
gar unter der Schirmherrschaft 
der UNO, müßte den Schweizern 
als ein Vabanquespiel erscheinen. 
Schweizer Politiker, die die W ir
kungsmöglichkeiten der UNO aus 
eigener Anschauung, z. B. in Ko
rea, kennen, können den Verdacht 
nicht unterdrücken, daß diejenigen 
Deutschen, die das Schicksal ihres 
Landes der UNO anzuvertrauen 
wagen, sich nie die Mühe genom
men haben, die Tätigkeit der UNO 
zu studieren, sondern der typisch 
deutschen Neigung huldigen, in In
stitutionen als solchen der W eis
heit letzten Schluß zu sehen.

M ehr deutsches Interesse nö tig  !
Gegenüber den mit großer Laut

stärke vorgetragenen Hoffnungen 
und Forderungen deutscher Parteien

auf eine W iedervereinigung behält 
der Schweizer — das geht aus öf
fentlichen Erörterungen und priva
ten Äußerungen eindeutig hervor 
— ein Gefühl des Unbehagens. Er 
kann sich des Gefühls nicht erweh
ren, daß dabei die Parteitaktik und 
die Spekulation auf den W ähler 
eine' nicht unbeträchtliche Rolle 
spielt. Der Ausgang der Bundes
tagswahlen, der vorletzten und der 
letzten, bewies den Schweizern 
dann zu ihrer Genugtuung, daß die 
überwiegende M ehrheit der Deut
schen zu A denauer hielt und seine 
Politik des Vorrangs der Freiheit 
vor der Einheit billigt.

Die Schweizer zweifeln auch aus 
einem anderen Grunde an der In
tensität des deutschen Verlangens 
nach W iedervereinigung. Oft ge
nug konnten sie in ihren Zeitun
gen lesen, daß der Bundesdeutsche 
viel zu sehr in sein W irtschafts
wunder verliebt sei, als daß er zu 
großen m ateriellen Opfern für die 
unerlösten Brüder jenseits der 
Elbe bereit wäre. Solche Berichte 
aus Bonn gewannen an Glaubwür
digkeit durch persönliche Gesprä
che mit Deutschen, die mit dem 
Brustton der Überzeugung Slogans 
von sich gaben, wie „ohne mich" 
oder „Berlin können w ir abschrei
ben". B ierbanktiraden dieser Art 
stammen nicht etwa nur aus den 
Kreisen von Geschäftsleuten, son
dern aus allen Schichten. Die Un
interessiertheit vieler Deutscher an 
der Politik erscheint den Schweizern 
als ein ernstes Manko.

W iederverein igung : 
ein  leg itim es A nliegen

Das kann aber nicht heißen, daß 
man in der Schweiz in  dem deut
schen Verlangen nach W iederver
einigung kein legitimes Anliegen 
sähe. Zugegeben, die große Masse 
hält das Problem nicht für aktuell, 
aber die Auffassung darf doch 
wohl als vorherrschend gelten, daß 
Europa zu seiner Befriedung ein 
w iedervereinigtes Deutschland 
braucht, freilich ein Deutschland 
ohne Militarismus und imperialisti
sche Triebkräfte. Man nimmt das 
Problem ernst. Einen Beweis da
für darf man in dem regen Inter
esse sehen, das Schweizer aller Be

völkerungsschichten am Schicksal 
Berlins bekundet haben und be
kunden. Die Sympathie für die Ber
liner in dem Blockadejahr und 
nach dem Aufstand vom 17. Juni 
hat den Anstoß dazu gegeben, daß 
viele Schweizer ihre Antipathie 
gegen das ganze deutsche Volk ab
gem ildert haben. Die großen Zei
tungen des Landes orientieren die 
öffentliche Meinung über Berlin 
oder von Berlin aus über Ost
deutschland so sorgfältig wie die 
eigene deutsche Presse.

Es gibt noch etw a 5000 Schweizer, 
die in der deutschen Sowjetzone 
leben. Von ihnen ist man völlig 
abgeschlossen, da die diplomati
sche V ertretung der Schweiz in 
W estberlin keinen Kontakt mit ih
nen mehr pflegen kann. Es gibt ge
wiß auch Sdiweizer, die in der Ost
zone Verwandte oder Freunde ha
ben. Beträchtliche Kapitalien befin
den sich in den H änden von 
Schweizern — Dawes- und Young- 
Fundings, IG-Liquis und anderen —, 
die bei einer W iedervereinigung 
Deutschlands auf die Zahlung einer 
Entschädigung rechnen. Der H an
delsverkehr mit der Sowjetzone 
spielt dagegen keine Rolle. Bei der 
herrschenden Ü berkonjunktur be
mühen sich die Schweizer W irt
schaftskreise nicht besonders um 
Beziehungen zu den kommunisti
schen Staaten.

Verhältnis von  K irche u nd  S ta a t
W ohl aber ist das Interesse für 

die Beziehungen zwischen Kirche 
und S taat jenseits des eisernen 
Vorhangs in w eiten Kreisen in der 
Schweiz rege. Zeugnis dafür legte 
ein V ortrag ab, den Bischof Dibe- 
lius kürzlich im Fraüm ünster in 
Zürich hielt. Dicht gedrängt saßen 
und standen wohl an 2000 M en
schen. H ier sprach ein Mann, der 
in  der vordersten Frontlinie kämpft, 
der seit über zwanzig Jahren erst 
dem Nationalsozialismus, dann 
dem Kommunismus W iderstand 
leistet, ein Mann, der immer w ie
der in zähen Auseinandersetzun
gen m it den ostzonalen Behörden 
der ihm anvertrauten Kirche eine 
Existenzmöglichkeit schafft. W enn 
er nun jetzt ganz unpathetisch er
klärt, die kommunistische Jugend
weihe sei unvereinbar mit der 
christlichen Lehre, hier könne die
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Kirche nidit anders, sie müsse nein 
sagen, so w irkt das auf die Schwei
zer Hörer überzeugend.

Es gibt in der reform ierten Kir
che der Schweiz eine Strömung, die 
zu Niemöller und Heinemann hält. 
Diese nicht zahlreichen, aber auch 
nicht einflußlosen Kreise versuchen 
immer wieder, mit der ostzonalen 
Kirche und auch mit der Bevölke
rung in Beziehung zu kommen, 
dabei scheuen sie sich auch nicht, 
den Umweg über die sowjetzonalen 
Behörden einzuschlagen.

Gleichgerichtete Bestrebungen sind 
in der Studentenschaft, besonders 
der welschen Schweiz, bemerkbar. 
Gelingen ihnen echte Gespräche, 
so nur hin ter verschlossenen Tü
ren. Soweit sie sich nicht von der 
kommunistischen Propaganda miß
brauchen lassen, leisten sie gute 
Arbeit. Die Deutschen in der Ost
zone sehen an diesen Sendboten, 
daß sie nicht ganz vergessen sind. 
Und daheim berichten diese Schwei

zer und Schweizerinnen, daß die 
Menschen drüben nach Verbindung 
mit dem W esten dürsten.

M ahnung zu r G eduld
Die Teilnahme der Schweizer an 

den Vorgängen in der Ostzone und 
an den Leiden ihrer Bevölkerung 
ist latent vorhanden. An V erständ
nis für die Sehnsucht nach deut
scher W eidervereinigung fehlt es 
nicht, auch wenn die unm ittelbaren 
persönlichen Beziehungen zu den 
Menschen in der Ostzone nicht so 
stark  und zahlreich sein können 
wie in der Bundesrepublik selbst.

W enn jetzt der Papst die Deut
schen zur Geduld mahnt, so ist das 
allen Schweizern aus der Seele ge
sprochen. Aus nüchterner politi
scher Überlegung ordnen sie 
Deutschlands W iedervereinigung 
der Auseinandersetzung zwischen 
Ost und W est und zwischen Skla
verei und Freiheit unter. Es wäre 
unbillig, ihnen als Außenstehen
den das zu verübeln. (H. F.)

ÖSTERREICH: Die Sowjetpolitik kann sidi schnell ändern

Wien, den 10. 12. 1957 
^ ^ e n n  ich gefragt werde, ob die 
Deutschlandfrage bei uns in Ö ster
reich noch lebendig sei, so erw ar
te t man natürlich keine Antwort 
von mir persönlich ■— sie w äre ein 
klares und einfaches „Ja" —, son
dern einen Bericht über die Stim
mung der Österreicher. Das ist 
aber schon ungleich schwerer, denn 
wenn ein solcher Bericht objektiv 
sein will, muß er darauf aufbauen, 
von wie vielen die eine oder andere i 
Meinung vertreten  wird. Gewiß, 
die „Deutsche Frage" bewegt die 
österreichische Politik nicht, aber 
daraus darf man nicht schließen, 
daß uns die „Deutsche Frage" nicht 
mehr interessiert.

Für uns in Österreich stellt sich 
ja  die Frage noch etwas anders als 
in anderen europäischen Ländern. 
Schließlich war Österreich ja  bis 
zum verhängnisvollen Jahr 1866 
ein wesentlicher Teil Deutschlands. 
W enn wir also auch als Deutsche 
fühlen, so darf es nicht m ißverstan
den werden, wenn wir bei dieser 
Frage nicht sofort ausrufen, daß 
die W iedervereinigung auch unser 
Herzensanliegen sei. Natürlich 
empfinden auch wir die Trennung 
Deutschlands als widernatürlich. 
Ausgenommen die wenigen, die 
aus der Zeit des Anschlusses noch 
Ressentiments gegen alles aus dem 
Reich hegen, w erden wohl alle 
Österreicher ähnlich empfinden.

Selbst diejenigen, die befürch
ten, daß schon der bloße Revisions
wunsch den Frieden gefährden 
könne, sind sich darüber im k la
ren, was die Verewigung der Zo
nengrenze für ganz Europa bedeu
tet; die Abbuchung alles dessen, 
was jenseits des eisernen V or
hangs lebt. Dann müßte nämlich 
auch Österreich die' Hoffnung auf
geben, mit den Völkern des Do
nauraumes, mit denen es so viele 
geschichtliche, kulturelle und ver
wandtschaftliche Verbindungen hat, 
wieder ein freundnachbarliches 
Verhältnis zu finden. Österreich 
bliebe dann der am w eitesten nach 
Osten vorgeschobene Vorposten 
Europas in einer allseits bedroh
ten Lage. Sein N eutralitätsstatus 
legt ihm überdies schwer erfüllbare 
Verpflichtungen auf. Man kann 
sich kaum vorstellen, wie sich 
Österreich durch all die Fährlichkei- 
ten lavieren wird, die entstehen 
müssen, wenn die Deutschlandfrage 
nicht gelöst wird. Selbst wenn in 
Österreich also die Deutschland
frage nicht mehr als aktuell emp
funden werden sollte, so würde 
ihre Streichung von der Tagesord
nung der westlichen Politik hier 
als schwerer V erlust empfunden.

E rfahrungen m it d e r  S ow jetpo litik
Nun hat jaO sterreich seine eige

nen bitteren Erfahrungen mit den 
Sowjets gehabt, und es mußte 
zehn Jahre hindurch das gleiche 
Schicksal wie Deutschland befürch
ten. Auch wenn Österreich günsti
gere Voraussetzungen mitbrachte 
— es war „befreit" und nicht „be
siegt" und hatte eine im ganzen 
Land anerkannte Regierung —, so 
hätte selbst ein heroischer W ider
stand der Ostgebiete nichts ge
fruchtet, wenn die Sowjets auf 
eine Teilung bestanden hätten.

D as österreichische Interesse
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Daß sie verm ieden worden ist, 
dürfte weniger dem Konto der 
W estm ädite als d e r ' undurchsichti
gen sowjetischen Politik zuzu
schreiben sein.

Der plötzliche Verzicht der So
w jets auf Österreich w ar schließ
lich ebenso unverständlich wie ihre 
frühere’ Politik, den Abschluß des 
Staatsvertrages zu verzögern. V iel
leicht wollten sie mit dieser Geste 
die damals aufkommende Koexi- 
stenz-Parole unterm auern. Manche 
glauben allerdings, daß hinter 
dieser sowjetischen Politik die 
militärische Absicht stand, die- 
Flanke der NATO durch das neu
trale Österreich aufzureißen.

N otw en d igkeit e iner O stpolitik
W ir können also die Frage, ob 

die Deutschlandfrage bei uns in 
Österreich noch lebendig ist, nicht 
so einfach beantworten, wie sie ge
stellt wurde. Man wünscht dem 
deutschen Volk die W eidervereini
gung, wobei die Stärke dieses 
Wunsches von dem Grad der V er
bundenheit jedes einzelnen zu 
Deutschland bestimmt werden mag. 
ivian sieht aber keine Möglichkeit, 
wie sie unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen verwirklicht werden 
kann. Es scheint uns jedoch mög
lich, daß die gegenwärtigen V er
hältnisse sich schnell ändern kön
nen, wenn es dem Kreml gefällt. 
Dabei mag die Frage der viel dis
kutierten Ostpolitik von nicht un
wesentlicher Bedeutung sein. Den 
Ostblockstaaten muß jeder Vor
wand genommen werden, den 
„deutschen Drang nach dem Osten" 
wieder an die W and zu malen, um 
den Kreml gegen Deutschland zu 
beeinflussen. Man wird sich jedoch

damit abfinden müssen, daß die 
Sowjets einen Preis fordern w er
den, der im Falle Deutschlands 
nicht niedrig liegen dürfte.

W ir bemühen un.s in Österreich, 
gute Europäer zu werden, und des
wegen möchten wir die „Deutsche 
Frage" nicht mehr aus dem Ge

sichtswinkel eines N ationalstaates 
gestellt sehen. Jeder gute Europäer 
muß für die deutsche W iederver
einigung eintreten, denn nur ein 
integriertes Europa, in das beide 
Teile Deutschlands einbezogen 
sind, kann eine sinnvolle w irt
schaftliche Einheit darstellen. (Wy)

Unser ureigenstes Anliegen

W enn man selbst ein Anliegen hat, das man aus eigenen Kräften nicht 
durchsetzen kann, so wäre es falsch, sich Illusionen über die Mei

nung der Anderen zu machen. Man kann die Chancen seines Anliegens 
nur dann beurteilen, wenn man die ungeschminkte Meinung der Anderen 
anhört. Alle haben ihre eigenen vordringlichen Sorgen, so daß die Sorgen 
eines Anderen sie nur dann berühren, wenn das eigene Lebensinteresse 
davon tangiert wird.

W ir können zweifellos mit gutem Gewissen uns darauf berufen, daß 
die A lliierten des zweiten W eltkrieges die Verpflichtung auf sich genom
men haben, über die Gestalt des zukünftigen Deutschland endgültig in 
einem Friedensvertrag zu entscheiden. Und es ist unser gutes Recht, an 
diese Verpflichtung der A llierten zu erinnern. Nur müssen wir uns dar
über klar sein, daß es diese „Front der Alliierten" heute nicht mehr gibt, 
und wir müssen uns darüber k lar sein, daß es im Grunde genommen kein 
internationales Gremium gibt, vor dem wir diesen Wechsel auf die Zu
kunft mit Erfolg einklagen können. Es bleibt also unsere, und lediglich 
unsere Aufgabe, jede Chance in der wechselnden Konstellation der W elt
politik zu nutzen, um unsere Wechsel zur rechten Zeit zu präsentieren.

W ir dürfen aber nicht erwarten, daß unsere Freunde, Partner oder 
Gegner an der „deutschen Frage" ein größeres Interesse haben als wir 
selbst. Fragen wir uns ehrlich: Ist die „deutsche Frage" bei uns wirklich 
eine Angelegenheit der Volkssolidarität, wie sie es sein müßte? Mit den 
vertrauten  offiziellen Redewendungen: „Wir wünschen eine W ieder
vereinigung in Frieden und Freiheit" is t hier nichts getan. Empfindet 
wirklich noch jeder Bundesbürger, daß in der Sowjetzone Brüder und 
Schwestern von uns wohnen, mit denen wir — selbst unter großen Op
fern —■ ein gemeinsames Leben führen wollen? Es ist peinlich, wenn wir 
vom Ausland auf diesen Mangel an V olkssolidarität aufmerksam gemacht 
werden. Die Jahresw ende ist ein guter Zeitpunkt, sich darüber Rechen
schaft zu geben.

Die W iedervereinigung mag für uns selbst eine Frage des nationalen 
Prestiges sein. Jedes Volk hat seine Prestigefragen, und niemand wird es 
ihm verübeln. A ber im internationalen Gespräch reicht das nationale 
Prestige als Argument nicht aus. Die W iedervereinigung der beiden ge
trennten deutschen Gebiete ist jedoch auch eine europäische Angelegen
heit. W ir müssen versuchen, sie mit der Europafrage zu verknüpfen, denn 
für uns liegt M itteldeutschland mindestens so nahe wie Afrika für Frank
reich. Und in der Europafrage hat man für die W iedervereinigung ein 
durchaus lebhaftes Interesse. Im turbulenten W eltgeschehen kann sich 
.die Situation schnell ändern. W ir müssen wendig genug sein, jede Ände
rung dieser Situation auszunutzen, ohne uns auf Prinzipien zu berufen, (sk)

Wirtschaftliche Fragen der Wiedervereinigung 
entwickelt am „Modellfall Saar"

Die Vereinbarungen über die Eingliederung des 
Saarlandes in das Bundesgebiet sind häufig als 

ein Modellfall für die W iedervereinigung W est- und 
M itteldeutschlands bezeichnet worden. Allerdings 
entstehen bei einer W iedervereinigung mit der So
w jetzone noch zusätzliche Probleme.
Nachdem Frankreich sich entschlossen hatte, dem 
W illen der saarländischen Bevölkerung nach einer 
W iedervereinigung mit der Bundesrepublik grund
sätzlich keine Hindernisse mehr in den W eg zu legen, 
schwankte die Marge für die Saarverhandlungen

zwischen dem Optimum wirtschaftlicher Vorteile für 
Frankreich und dem Minimum wirtschaftlicher „Ent
schädigungsleistungen" der Bundesrepublik. Dabei 
befand sich Frankreich mindestens m ittelbar in der 
Lage des „glücklichen Besitzers", der die durch einen 
formalen Rechtsakt bestätigte Kraft des Faktischen 
zu seinen Gunsten ausnutzen konnte. Die unter fran
zösischem Druck zustande gekommene saarländische 
Verfassung sah nämlich „den wirtschaftlichen Anschluß 
des Saarlandes an die Französische Republik und die 
W ährungs- und Zolleinheit m it ihr" vor.
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